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Sicherungsverwahrte 
(§ 66 StGB)
Merkmale der Täter und ihre 
Bedeutung für die Erfolgsaussichten 
eines therapeutischen Vollzugs
Bei der Anordnung der Sicherungs­
verwahrung (SV) nach § 66 StGB stan­
den bislang die Sicherheitsinteressen 
der Allgemeinheit, die vor rückfallge­
fährdeten, hochgefährlichen Hang­
tätern geschützt werden soll, vor As­
pekten der Täterbesserung [2, 38]. In 
diesem Sinne fand von 1998 an eine 
sukzessive Ausweitung und Verschär­
fung der Maßregel statt. Der Straf­
rechtswissenschaftler Jörg Kinzig be­
zeichnete die so entstandenen ge­
setzlichen Regelungen als „ein nur 
noch Eingeweihten in glücklichen 
Stunden verständliches  Konglomerat 
an Vorschriften“ [24]. Inhaltlich gab 
es Kritik an der mangelnden Wah­
rung des Abstandsgebotes und der 
Verletzung des im deutschen Grund­
gesetz wie in der Europäischen Men­
schenrechtskonvention statuierten 
Rückwirkungsverbotes [3, 23], was 
in den letzten Jahren zu wiederhol­
ten Verurteilungen der Bundesrepu­
blik Deutschland durch den Europäi­
schen Gerichtshof für Menschenrech­
te (EGMR) führte [10, 11].
Nunmehr hat das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) die Regelungen zur Siche-
rungsverwahrung für verfassungswidrig 
erklärt [4, 5]. Der Zweite Senat sah „alle 
Vorschriften des Strafgesetzbuches und des 
Jugendgerichtsgesetzes über die Anordnung 
und Dauer der Sicherungsverwahrung“ als 
„nicht vereinbar“ mit dem Freiheitsgrund-
recht der Untergebrachten, „weil sie den 
Anforderungen des verfassungsrechtlichen 
Abstandsgebots nicht genügen“. Auch sei-
en die nachträgliche Verlängerung und 
die nachträgliche Anordnung der Siche-
rungsverwahrung nicht mit dem rechts-
staatlichen Vertrauensschutzgebot verein-
bar. Bundes- und Landesgesetzgeber wur-
den dazu verpflichtet, ein „freiheitsorien-
tiertes und therapiegerichtetes Gesamtkon-
zept der Sicherungsverwahrung“ zu entwi-
ckeln. Diesen Gedanken greife das zum 
01.01.2011 in Kraft getretene Therapie-
unterbringungsgesetz (ThUG) bereits auf.
Die anstehende Neuregelung der Si-
cherungsverwahrung wird zwar im Sin-
ne einer Klarstellung begrüßt [32], kon-
kret bleiben aber einige Fragen offen und 
der Verweis des Verfassungsgerichts auf 
das ThUG ist nicht unproblematisch. Psy-
chiatrische Kritik am ThUG [12, 31] war 
nämlich darin begründet worden, dass 
der Begriff der „psychischen Störung“ 
hier so weit gespannt wird, dass es letzt-
lich zu einer Gleichsetzung von Delin-
quenz und psychischer Störung kommt. 
Auch das BverfG zieht hier keine klaren 
Grenzen, sondern fordert allgemein die 
Durchführung von die Gefährlichkeit 
reduzierenden Maßnahmen und einen 
möglichst frühzeitigen Beginn intensi-
ver Behandlungen. Auf diese Weise sol-
len Entlassungsperspektiven eröffnet und 
Außenkontakte ermöglicht werden.
Um Aussagen zur Realisierbarkeit die-
ser Anforderungen treffen zu können, 
sind Befunde zu den Sicherungsverwahr-
ten vonnöten. Vorangegangene Untersu-
chungen, die sich auf Urteilssprüche und 
psychiatrische Gutachten stützen konn-
ten, legen zwar nahe, dass es sich bei den 
Sicherungsverwahrten mitnichten um 
eine psychisch unbeeinträchtigte Klientel 
handelt [15, 16]. Allerdings ergeben sich 
Fragen bez. der Therapiebereitschaft bzw. 
Therapierbarkeit dieser Personen. Um die 
Erfolgsaussichten einer Behandlung nach 
der reformierten SV abschätzen zu kön-
nen, sollen anhand aktueller Untersu-
chungsergebnisse Aussagen zu den diag-
nostischen Charakteristika und den Be-
handlungsmöglichkeiten getroffen wer-
den.
Methodik
Stichprobe
Zwischen Februar 2009 und August 2010 
wurden 58 Insassen (32 Strafgefangene im 
Regelvollzug und 26 Sicherungsverwahr-
te) der Justizvollzugsanstalt (JVA) Strau-
bing sowie eine Kontrollgruppe aus 29 
Probanden aus der nicht straffälligen Nor-
malbevölkerung im Rahmen eines durch 
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(DFG) geförderten Drittmittelprojektes 
(AZ: HA 3414/2-2) untersucht. Für die 
Studie liegt ein positives Ethikvotum der 
Ethikkommission der Universität Rostock 
vor. Teilergebnisse der Studie wurden vor-
ab publiziert [12, 18], der hier vorgestellte 
Vergleich mit einer Strafgefangenen- und 
straffreien Kontrollgruppe wird erstma-
lig der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
Erhebungsinstrumente
Soziodemographische und 
kriminologische Daten
Soziodemographische Daten und die kri-
minelle Vorgeschichte wurden mittels 
eines standardisierten Fragebogens erho-
ben, der sich an der Erhebung von Kinzig 
[23] orientiert.
Klinische Daten
Die klinische Diagnostik erfolgte mittels 
des Strukturierten Klinischen Interviews 
für DSM-IV, SKID-I und -II [41]. Mithil-
fe des SKID-I wurde festgestellt, ob dem 
klinischen Syndrom zugerechnete, sog. 
Achse-I-Störungen vorlagen. Das SKID-
II ist ein diagnostisches Verfahren zur 
Einschätzung von Persönlichkeitsstörun-
gen. Die Beurteilung der allgemeinen und 
speziellen Kriterien von Persönlichkeits-
störungen erfolgte in Kenntnis der Gut-
achten und Gerichtsurteile mittels eines 
strukturierten klinischen Interviews. Wei-
terhin wurde eine Schweregradbeurtei-
lung des Funktionsniveaus mittels des 
Global Assessment of Functioning (GAF) 
[1] vorgenommen.
Prognoseskalen
Hier wurde die Psychopathy Checklist-
Revised (PCL-R) von Hare [19] verwen-
det. Die Skala umfasst 20 Items, welche 
je nach Ausprägungsgrad mit den Werten 
0, 1 bzw. 2 versehen werden können. Bei 
der Auswertung wurden der Gesamtscore 
sowie die Faktoren 1 mit seinen interper-
sonell, affektiven Merkmalen und Faktor 
2 (sozial deviante Verhaltensweisen) be-
rücksichtigt. Weiterhin kam der HCR-20 
von Webster et al. [40] zum Einsatz; dieses 
Fremdbeurteilungsinstrument umfasst 
3 Merkmalsbereiche mit Items zur Vor-
geschichte (H), klinische Items (C) und 
 Risiko-Items (R) zu künftigen potenziel-
len destabilisierenden Lebensumständen.
Psychometrische Parameter
Die Barratt-Impulsivitätsskala (BIS-11) 
[34] diente der Selbstbeurteilung von im-
pulsivem Verhalten und beinhaltet 30 
Fragen mit einem Mehrfachwahlantwort-
muster (1: selten oder nie; 2: gelegentlich; 
3: oft; 4: fast immer). Gemäß der Empfeh-
lung von Preuss [35] wurde nur die Sum-
menskala verwertet.
Mit dem Kurzfragebogen zur Erfas-
sung von Aggressivitätsfaktoren (K-FAF) 
[20] wurde eine Selbsteinschätzung der 
Aggressivität als Summe und in den fünf 
Unterskalen „spontane Aggressivität“, 
„reaktive Aggressivität“, „Selbstaggressi-
vität“, „Erregbarkeit“ und „Aggressions-
hemmung“ erhoben. Der Fragebogen 
umfasst 49 Items, die mittels einer 6-stu-
figen Skalierung eine abgestufte Zustim-
mung bzw. Ablehnung von 0 „trifft über-
haupt nicht zu“ bis 5 „trifft voll und ganz 
zu“ ermöglicht.
Untersuchungsablauf
Die Gefängnisinsassen wurden auf frei-
williger Basis rekrutiert. Zu Beginn erfolg-
te eine Probandeninformation in Grup-
penform, anschließend zwei Einzelunter-
suchungen sowie eine Fragebogenbeant-
wortung in einer Gruppenuntersuchung. 
Mit Erlaubnis der Studienteilnehmer wur-
den das zugrunde liegende Urteil sowie 
psychiatrische Gutachten ausgewertet. 
Zusätzlich wurde eine gesunde anfallende 
Stichprobe aus der nichtstraffälligen Nor-
malbevölkerung untersucht. Es handelt 
sich bezüglich der Prävalenz von psychi-
schen Erkrankungen also nicht um eine 
repräsentative Bevölkerungsstichprobe.
Statistische Analyse
Die statistischen Auswertungen erfolg-
ten mit SPSS (Version 19). Für alle Analy-
sen gilt ein statistisches Signifikanzniveau 
von p < 0,05. Zur Prüfung der Normal-
verteilung wurde der Kolmogoroff-Smir-
noff-Test und zur Prüfung der Varianz-
homogenität der Levene-Test verwen-
det. In Abhängigkeit der Variablen wur-
den übergreifende Gruppenunterschie-
de mittels univariater Varianzanalyse 
( ANOVA), T-Test, χ2-Test, exakter Test 
nach Fisher (FET), Kruskal-Wallis-Test 
(H) oder Mann-Whitney-U-Test berech-
net. Für Post-hoc-Gruppenvergleiche er-
folgte eine Korrektur des Signifikanz-
niveaus nach Boniferroni.
Tab. 1  Soziodemographische Daten der untersuchten Gruppen
Soziodemographische Eigenschaften SV SG KG
n (%) n (%) n (%)
Schulabschluss* Keiner 5 (19,2) 2 (6,3) 0
Sonderschule 4 (15,4) 2 (6,3) 0
Haupt-/Volksschule 17 (65,4) 25 (78,1) 22 (75.9)
Gymnasium 0 3 (9,4) 7 (24,1)
Erlernter Beruf* Kein Beruf erlernt 10 (38,5) 6 (18,8) 0
angelernte Tätigkeit 4 (15,3) 1 (3,1) 0
Facharbeiter in Industrie 12 (46,2) 21 (65,6) 23 (79,3)
Fachschulingenieur 0 2 (6,3) 4 (13,8)
Akademiker 0 2 (6,2) 2 (6,9)
Kindheit Heimaufenthalt* 14 (53,8) 8 (25,0) 2(6,9)
Elterliche Risiko-
faktoren
Vorstrafen* 6 (23,1) 3 (9,4) 0
Substanzmissbrauch* 9 (36,0) 15 (46,9) 2 (6,9)
Suizidversuch 2 (8,0) 1 (3,1) 3 (10,3)
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung (n = 26), SG Strafgefangene im Regelvollzug (n = 32), KG Kontrollprobanden 
(n = 29). *p < 0,05 für übergreifende Gruppenunterschiede.
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Ergebnisse
Soziodemographische Daten
Alle Probanden (Pbn) waren Männer und 
zum Zeitpunkt der Untersuchung zwi-
schen 23,1 und 72,3 (M = 50,6, SD = 11,9) 
Jahre alt. Bei 32 Probanden (55%) handel-
te es sich um Strafgefangene im Regelvoll-
zug (SG), bei 26 Probanden (45%) um Si-
cherungsverwahrte (SV). Die Stichproben 
wurden anhand der SV-Stichprobe betref-
fend Alter und Intelligenz (SV-IQ: 99, SG-
IQ: 102) parallelisiert erhoben und zeig-
ten daher keine signifikanten Stichpro-
benunterschiede (Alter: F[2, 84] = 1,88, 
n.s.; IQ: F[2, 84] = 0,48, n.s.). Gewalt-
straftäter im Regelvollzug waren im Mit-
tel 47,4 (SD = 12,0), Sicherungsverwahrte 
52,8 (SD = 11,6) und die Vergleichsstich-
probe aus der Normalbevölkerung (KG) 
52,1 (SD = 11,6) Jahre alt.
Übergreifende Gruppenunterschie-
de betreffs der soziodemographischen 
Daten (. Tab. 1) zeigten sich in der Ver-
teilung des Schulabschlusses (p = 0,002, 
FET) und des erlernten Berufes (p < 0,001, 
FET). Ebenso unterschieden sich die 
3 Gruppen betreffend Heimaufenthal-
te (p < 0,001, FET) sowie elterlicher Risi-
kofaktoren (Substanzmissbrauch der El-
tern: p = 0,001, FET; Vorstrafen der El-
tern: p = 0,013, FET). Statistisch signifi-
kante Unterschiede im Vergleich von SV 
und SG gab es jedoch nur betreffs des hö-
heren Anteils an Heimaufenthalten in der 
ersten Gruppe.
Kriminologische Daten
Die beiden forensischen Stichproben 
unterschieden sich signifikant in ihrer 
Deliktgruppenverteilung (p < 0,001, FET). 
Straftäter in SV waren zu 73,1% Sexual-
straftäter (wobei die Sexualdelinquenz 
zumeist in eine Vorgeschichte von Ge-
walthandlungen eingebettet war), 19,2% 
Gewaltverbrecher und jeweils 3,8% Räu-
ber und Diebe. Unter den Strafgefangenen 
waren mit 62,5% am häufigsten Gewalt-
handlungen, gefolgt von Sexualstraftaten 
(21,9%) und Raub (15,6%).
Die SV-Gruppe weist eine signifikant 
längere Lebenshaftzeit (U = 147, p < 0,001), 
eine höhere Anzahl Inhaftierungen vor 
der Anlasstat (U = 165, p < 0,004), ein ge-
ringeres Alter bei der ersten Verurteilung 
(U = 562, p = 0,022) und eine höhere An-
zahl Vorstrafen (U = 198, p = 0,026) auf 
als die Strafgefangenen. Die zugehörigen 
Daten sind in . Tab. 2 aufgeführt.
Klinisch-diagnostische Daten
Die am häufigsten diagnostizierte Achse-
I-Störung (. Tab. 3, 4) war Substanzmiss-
brauch (SV: 57,7%; SG: 50,0%; KG: 0%). 
Die Gruppen unterscheiden sich diesbe-
züglich signifikant (p < 0,001, FET). Post 
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Hintergrund.  In einem Urteil vom 
04.05.2011 erklärte das Bundesverfassungs-
gericht die Regelungen zur Sicherungsver-
wahrung (SV) für verfassungswidrig und for-
derte den Gesetzgeber zur Erarbeitung eines 
freiheitsorientierten und „therapiegerichte-
ten“ Gesamtkonzeptes auf. Mit der therapeu-
tischen Ausrichtung der SV wird die Psych-
iatrie und Psychotherapie in die Pflicht ge-
nommen. Jedoch besteht aktuell ein Man-
gel an Informationen über diese zukünftige 
Zielgruppe und über therapeutische Inter-
ventionen.
Material und Methoden.  Zwischen Febru-
ar 2009 und August 2010 wurden 32 Strafge-
fangene im Regelvollzug und 26 Sicherungs-
verwahrte sowie eine Kontrollgruppe aus 29 
Probanden aus der nicht straffälligen Normal-
bevölkerung untersucht.
Ergebnisse.  Fortgeschrittenes Alter, anti-
soziale Persönlichkeitszüge bzw. -störun-
gen, „Psychopathy“-Merkmale, Substanz-
missbrauch, Aggressivität, eine hohe Anzahl 
von Vorstrafen und Haftjahren, mangelnde 
Schul- und Berufsausbildung und ein hohes 
Rückfallrisiko zeichnen die Gruppe der Siche-
rungsverwahrten aus.
Schlussfolgerung.  Bei den Sicherungsver-
wahrten handelt es sich um eine Gruppe the-
rapeutisch schwer erreichbarer Wiederho-
lungstäter.
Schlüsselwörter
Sicherungsverwahrung · Antisozialität ·  
Psychopathy · Substanzmissbrauch ·  
Behandlungsprogramme
Criminological and psychiatric characteristics of inmates of 
preventive detention and their impact on the treatability
Summary
With its verdict in May 2011 the German Fed-
eral Constitutional Court declared the current 
law for preventive detention unconstitutional 
and obliged the legislative bodies to under-
take a freedom- and treatment-oriented re-
form. Psychiatrists and psychotherapists are 
bound to provide therapeutic concepts. Cur-
rently there is a lack of information on the in-
tended clientele. In our study we examined 
26 persons serving preventive detention, 32 
regular prisoners and 29 non-delinquent pro-
bands. The groups were matched accord-
ing to age and intelligence. We gathered so-
ciodemographic data, criminal records and 
conducted the tests SCID I, SCID II und PCL-
R, K-FAF and BIS-11 to obtain diagnoses and 
characteristics. Based on this information, the 
HCR-20 and GAF were performed. In com-
parison to regular prisoners and non-delin-
quents, the group of those serving preven-
tive detention is characterised by medium 
to advanced age, antisociality, psychopathy, 
substance abuse or addiction, aggressivity, 
a strong criminal record, years of imprison-
ment, insufficient educational and vocation-
al training and a high risk of recidivism. In our 
examination of persons serving preventive 
detention, we demonstrate that this clien-
tele is a group of recidivists difficult to treat. 
The current laws and a lack of early interven-
tion programs have prevented and delayed 
their timely and possibly successful treat-
ment. From a psychiatric point of view, there 
is a strong need for new therapeutic concepts 
to meet this challenge.
Keywords
Preventive detention · Psychopathy ·  
Antisociality · Substance abuse ·  
Intervention programs
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hoc zeigten sich nur zwischen den bei-
den Gefangenenstichproben und der 
Kontrollgruppe signifikante Unterschie-
de (pSV-KG < 0,001, FET; pSG-KG < 0,001, 
FET). Auch bez. Suizidversuchen gab es 
einen signifikanten übergreifenden Grup-
penunterschied (p < 0,001, FET), post hoc 
jedoch nur zwischen den forensischen 
Stichproben und der Kontrollgruppe 
(pSV-KG < 0,001, FET; pSG-KG < 0,001, FET). 
Während bei 80,8% der Straftäter in SV 
eine Persönlichkeitsstörung (PS) diagnos-
tiziert wurde (davon 100% mit mind. einer 
antisozialen PS), waren es bei Strafgefan-
genen 31,3% (. Tab. 3, 5). Bei den Kont-
rollprobanden wurde keine PS diagnosti-
ziert. Damit unterscheiden sich die Grup-
pen bez. der Belastung durch PS signifi-
kant (p < 0,001, FET; Post-hoc-Tests: pSV-
SG < 0,001; pSV-KG < 0,001; pSG-KG = 0,001).
Für den GAF (. Tab. 6) wurden fol-
gende Mittelwerte erhoben: MSV = 62,7 
(SDSV = 11,4); MSG = 70,8 (SDSG = 9,0); 
MKG = 87,5, (SDKG = 6,3). Die Grup-
pen unterscheiden sich übergreifend 
(H = 51,48, p < 0,001) sowie in den Post-
hoc-Tests (USV-SG = 590,5, p = 0,006; USV-
KG = 731,5, p < 0,001; USG-KG = 58; p < 0,001) 
signifikant. Die SG wiesen im Vergleich 
zur KG häufiger Suizidversuche (p < 0,001, 
FET) auf. Ein Vergleich der GAF-Mittel-
werte der sicherungsverwahrten Proban-
den mit und ohne Persönlichkeitsstö-
rung ergab keinen signifikanten Unter-
schied (t [24] = 1,21; n.s.). Innerhalb der 
Regelvollzugsstichprobe hatten die Pro-
banden mit einer Persönlichkeitsstö-
rung einen signifikant geringeren GAF-
Mittelwert (t [30] = 3,04; p = 0,005) als 
die Probanden ohne Persönlichkeitsstö-
rung. Der Vergleich der GAF-Mittelwer-
te zwischen den persönlichkeitsgestörten 
Probanden der SV und der SG ergab kei-
nen statistisch bedeutsamen Unterschied 
(t [29] = 0,75; n.s.).
Psychometrische Merkmale
Die zugehörigen Daten finden sich in 
. Tab. 6. Bezüglich Impulsivität (BIS-
11; F[2, 83] = 4,12, p = 0,02) unterschei-
den sich die 3 Gruppen übergreifend. 
Im Post-hoc-Einzelvergleich unterschei-
den sich lediglich die Strafgefangenen 
von den Kontrollprobanden (p = 0,036). 
Der Summenscore des K-FAF (F[2, 
83] = 3,72, p = 0,028) sowie Selbstaggressi-
vität (F[2, 83] = 15,14, p < 0,001), Erregbar-
keit (H = 11,90, p = 0,003) und spontane 
Aggressivität (H = 11,18, p = 0,004) unter-
schieden sich gruppenübergreifend signi-
fikant. Post hoc ergaben sich keine Unter-
schiede zwischen den beiden forensischen 
Stichproben.
Klinisch prognostische Merkmale
Wie in . Tab. 7 zu sehen ist, weisen Si-
cherungsverwahrte im Vergleich zu Häft-
lingen signifikant höhere Werte im Sum-
menwert des PCL-R (t = 5,97, p < 0,001), 
im Faktor 1 (t = 4,60, p < 0,001) und Faktor 
2 (t = 4,99, p < 0,001) sowie in der H-Ska-
la (t = 4,46, p < 0,001), der C-Skala (U = 111, 
Tab. 2  Kriminologische Daten der untersuchten Gruppen
Parameter SV SG KG
M (SD) M (SD) M (SD)
Lebenshaftzeit (Jahre)* 22,3 (10,9) 9,8 (8,5)  
Anzahl Inhaftierungen vor der Anlasstat* 3,6 (2,6) 2,0 (3,3)  
Alter bei erster Verurteilung (Jahre)* 21,3 (9,0) 28,3 (12,9)  
Anzahl Vorstrafen* 11,3 (7,6) 7,2 (7,3) 0
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung (n = 26), SG Strafgefangene im Regelvollzug (n = 32), KG Kontrollprobanden 
(n = 29). * p < 0,05 für übergreifende Gruppenunterschiede.
Tab. 3  Klinisch-diagnostische Merkmale der untersuchten Gruppen
Merkmale SV SG KG
n (%) n (%) n (%)
Diagnosen
Achse II* 21 (80,8) 10 (31,3) 0
Achse I 21 (80,8) 18 (56,3) 1 (3,4)
Substanzmissbrauch/-abhängigkeit* 15 (57,7) 16 (50,0) 0
Suizidversuch* 11 (42,3) 15 (46,9) 0
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung (n = 26), SG Strafgefangene im Regelvollzug (n = 32), KG Kontrollprobanden 
(n = 29). * p < 0,05 für übergreifende Gruppenunterschiede.
Tab. 4  Achse-I-Störungen (Mehrfachdiagnosen möglich) in den untersuchten Gruppen
Diagnosen SV SG KG (n = 1)
n (%) n (%) n (%)
Alkoholabhängigkeit 5 (19,0) 5 (15,3) –
Alkoholmissbrauch 10 (38,0) 9 (27,9) –
Abhängigkeit von psychotropen Substanzen 2 (7,6) 3 (9,3) –
Missbrauch von psychotropen Substanzen 1 (3,8) 6 (18,6) –
Depressive Störungen 2 (7,6) – 1 (3,4)
Erkrankung aus dem schizophrenen Formenkreis 2 (7,6) – –
Organische psychische Störung 1 (3,8) 1 (3,1) –
Störung der Sexualpräferenz 8 (30,4) 1 (3,1) –
Legasthenie – 2 (6,2) –
ADHS 1 (3,8) – 1 (3,4)
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung, SG Strafgefangene im Regelvollzug, KG Kontrollprobanden.
Tab. 5  Achse-II-Störungen (Mehrfach-
diagnosen möglich) in den untersuchten 
Gruppen
Persönlichkeits­
störungsdiagnosen
SV SG
n (%) n (%)
Zwanghaft – –
Selbstunsicher – 1 (3,1)
Schizoid 2 (7,6) –
Histrionisch – –
Narzisstisch 1 (3,8) 1 (3,1)
Borderline 2 (7,6) –
Antisoziale 21 (80,8) 8 (24,8)
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung, SG Strafge­
fangene im Regelvollzug.
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p < 0,001) und der R-Skala (U = 145,5, 
p < 0,001) des HCR-20 auf.
Diskussion
Das Bundesverfassungsgericht hat in sei-
nem Urteil vom Mai 2011 einige auch aus 
forensisch-psychiatrischer Sicht begrü-
ßenswerte Klarstellungen mit Betonung 
des Abstandsgebotes zwischen Strafhaft 
und Sicherungsverwahrung und auch 
hinsichtlich der Intensivierung therapeu-
tischer Angebote für Strafgefangene und 
Sicherungsverwahrte vorgenommen. Je-
doch muss vor einer Überschätzung der 
Möglichkeiten unseres Faches und einem 
übergroßen therapeutischen Optimismus 
gewarnt werden. Die therapeutische Er-
reichbarkeit von Strafgefangenen hängt 
von ihrer Persönlichkeit ab, die delikt-
präventiven Möglichkeiten unseres Fa-
ches darüber hinaus auch von den krimi-
nalprognostischen Risikomerkmalen der 
potenziellen Patienten und deren Beein-
flussbarkeit. Allein die gesetzlichen Ein-
gangskriterien dieser Maßregel, die ein 
hohes Gefährdungspotenzial und in der 
Regel auch eine wiederholte Delinquenz 
umfassen, lassen diesbezüglich Probleme 
erwarten.
Betrachtet man in einem ersten Schritt 
die für eine deliktpräventive Behandlung 
maßgeblichen Risiken, dann finden sich 
bei Sicherungsverwahrten im Vergleich zu 
Strafgefangenen eine erheblich höhere Le-
benshaftzeit, eine höhere Anzahl an Vor-
strafen und eine höhere Anzahl der Inhaf-
tierungen vor Anlasstat. Das delinquente 
Verhalten dieser Gruppe hat sich durch-
schnittlich über Jahrzehnte hinweg ein-
geschliffen. Der Blick auf die soziodemo-
graphischen Daten fördert weitere Risiko-
merkmale für delinquentes Verhalten zu 
Tage. So hatten Sicherungsverwahrte häu-
fig keinen oder einen weniger qualifizie-
renden Schulabschluss. Entsprechend er-
lernte ein bedeutender Anteil keinen Be-
ruf. Die unterdurchschnittliche schulische 
und berufliche Ausbildung kontrastiert 
zur durchschnittlichen Intelligenzausstat-
tung und legt frühe Disziplinschwierig-
keiten bzw. Arbeitsstörungen nahe. Ein 
wesentlicher Einfluss auf die unterdurch-
schnittliche Bildungssituation kann dem 
Herkunftsmilieu zugeschrieben werden – 
hier fanden sich für Sicherungsverwahrte 
überdurchschnittlich häufig Heimaufent-
halte als Risikofaktoren. Insgesamt zeigt 
sich eine Klientel, die durch ungünstige 
Milieueinflüsse (nicht selten auch bei be-
reits vorbestraften Eltern) geprägt wurde.
Bei Bearbeitung der Psychopathy Che-
cklist [19] wiesen die Sicherungsverwahr-
ten signifikant höhere Werte auf als die 
anderen Straftäter und deutschsprachige 
Häftlingspopulationen [7, 9, 18]. Dieses 
Resultat spricht für ein erhöhtes Rückfall-
risiko [17]. Außerdem erzielten die Siche-
rungsverwahrten gegenüber den Strafge-
fangenen in allen Subskalen des HCR-20 
sowie der Gesamtskala signifikant höhere 
Werte. Auch diese Ergebnisse verweisen 
auf ein hohes Risiko für eine erneute De-
linquenz bei der Gruppe der Sicherungs-
verwahrten.
Dieses Rückfallrisiko kann nicht unab-
hängig von einer psychischen Störung ge-
sehen werden, womit der für die Thera-
pieprognose relevante diagnostische Be-
reich adressiert wird: Bei 81% der Siche-
rungsverwahrten fand sich eine Persön-
lichkeitsstörung und dann regelhaft auch 
eine antisoziale Persönlichkeitsstörung. 
Dieser Anteil liegt erheblich über dem 
Anteil persönlichkeitsgestörter Strafge-
fangener in unserer Studie und einer an-
deren deutschen Häftlingsstudie [39]. 
Dieses Ergebnis liefert jedoch nur auf den 
ersten Blick Argumente dafür, dass der im 
Therapieunterbringungsgesetz als Unter-
bringungsgrund definierte Begriff der 
„psychischen Störung“ sinnvoll anwend-
bar ist. Grundsätzlich stellt sich in Anbe-
tracht der hohen Prävalenzraten psychi-
scher Störungen in Populationen von Si-
cherungsverwahrten wie Strafgefange-
nen [25, 39] nämlich die Frage nach der 
Aussagekraft dieses Begriffs bzw. des vom 
BVerfG in Anlehnung an die Europäi-
sche Rechtssprechung benutzten Termi-
nus „person of unsound mind“. Eine wei-
te Auslegung dieser Bezeichnungen auf 
das gesamte Gebiet der psychischen Stö-
rungen würde nämlich dazu führen, dass 
nicht nur die Sicherungsverwahrten, son-
dern auch die Mehrheit der Strafgefan-
genen als „psychisch gestört“ angese-
hen werden müssten und damit bei fort-
dauernder Gefährlichkeit auch dauer-
haft untergebracht werden könnten. Dies 
macht deutlich, dass eine Diskussion da-
rüber, welcher Art und Schwere eine the-
rapiebedürftige Störung sein soll, unver-
zichtbar ist [26, 37].
Wenn man sich bei dieser Diskussion 
am Schweregrad der diagnostizierten Per-
sönlichkeitsstörung orientieren möch-
Tab. 6  Psychometrische Merkmale der untersuchten Gruppen
Merkmale SV SG KG
M (SD) M (SD) M (SD)
Global Assessment of Functioning* 62,7 (11,4) 70,8 (8,9) 87,5 (6,3)
Persönlichkeitspsychologische Parameter      
   BIS-11 Total Score* 60,1 (13,0) 60,3 (13,0) 52,4 (9,3)
   K-FAF Erregbarkeit* 22,0 (11,8) 17,2 (10,8) 11,4 (7,8)
Aggressionshemmung 18,3 (6,3) 18,0 (7,8) 19,8 (6,3)
Reaktive Aggressivität 22,9 (11,1) 22,7 (8,7) 23,9 (9,0)
  Selbstaggressivität* 20,6 (9,7) 21,7 (8,5) 10,8 (6,6)
  Spontane Aggressivität* 15,7 (11,2) 13,5 (9,2) 7,0 (5,8)
  Summe Aggressivität* 60,6 (30,8) 53,4 (25,3) 42,3 (18,7)
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung (n = 26); SG Strafgefangene im Regelvollzug (n = 32), KG Kontrollprobanden 
(n = 29). * p < 0,05 für übergreifende Gruppenunterschiede.
Tab. 7  Prognostische Merkmale der 
 untersuchten Gruppen
Merkmale SV SG
M (SD) M (SD)
Total Score* 23,2 (6,7) 13,2 (6,0)
Faktor 1* 9,2 (3,0) 5,3 (3,3)
Faktor 2* 12,4 (4,6) 6,7 (4,1)
HCR-
20*
H-Skala* 12,9 (4,4) 8,3 (3,4)
C-Skala* 5,8 (2,3) 2,7 (1,4)
R-Skala* 6,5 (2,6) 3,6 (1,7)
SV Strafgefangene in Sicherungsverwahrung (n = 26), 
SG Strafgefangene im Regelvollzug (n = 32), KG Kontroll­
probanden (n = 29). *p < 0,05 für übergreifende Gruppen­
unterschiede.
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te, kommt man nach unseren Resulta-
ten nicht zu einem konkreten Erkennt-
niszuwachs, wenn man sich an den GAF-
Werten [1] der Strafgefangenen orientiert: 
Zwar spiegelt das niedrigere Funktions-
niveau der Sicherungsverwahrten im Ver-
gleich zu Strafgefangenen und Normal-
probanden Anzahl und Schweregrad der 
psychischen Störungen [16] wider. Ande-
rerseits sind aber auch Auswirkungen der 
langen Lebenshaftzeit von durchschnitt-
lich 22 Jahren auf das psychische Befin-
den und insbesondere die psychosoziale 
Leistungsfähigkeit zu beachten. Für Straf-
gefangene wurde nämlich eine höhere 
psychische Symptombelastung bei länge-
rer Haftdauer nachgewiesen [25], sodass 
die GAF-Werte der SVler keinesfalls ein-
deutig für das Vorliegen einer klinisch re-
levanten psychischen Störung sprechen. 
Überhaupt verweisen die bei den Siche-
rungsverwahrten mit Persönlichkeits-
störungen bestehenden GAF-Werte von 
durchschnittlich 61,4 zunächst einmal nur 
auf „einige leichte Symptome“, aber eine 
„im Allgemeinen relativ gute Leistungs-
fähigkeit“ [1].
Der Begriff der „psychischen Störung“ 
des ThUG, auf den im Verfassungsge-
richtsurteil Bezug genommen wird, bleibt 
somit unscharf. Dies entspricht mögli-
cherweise auch den Intentionen des Ge-
setzgebers. So sind wohl nicht nur Mor-
genstern et al. [30] der Meinung, dass hier 
versucht wurde, „mit einem möglichst weit 
gefassten Eingangskriterium, eine möglichst 
große Klientel erfassen zu können.“ Dieser 
Versuch, „die Psychiatrie als Ersatzreserve 
für das Strafrecht zu nutzen“ [27], löst zu 
Recht Unbehagen aus, so hat Saß die Ge-
fahr gesehen, dass dieser undifferenzierte 
Begriff zur „falschen Münze im Rechtsver-
kehr“ wird [37] und die DGPPN hat auch 
zu diesem Punkt eine kritische Stellung-
nahme abgegeben [33].
Außerdem war und ist gerade die im 
Kontext der Sicherungsverwahrung ein-
deutig dominierende Diagnose der anti-
sozialen bzw. dissozialen Persönlichkeits-
störung Gegenstand kritischer Erörterun-
gen [8, 14, 36], da sie im Wesentlichen auf 
wiederholtes kriminelles Verhalten, eine 
mangelnde Erreichbarkeit durch Stra-
fe und fehlendes Lernen aus Erfahrung 
gründet. Angesichts der kriminellen Vor-
geschichte der Insassen überrascht der 
hohe Anteil dieser Störungen in der Grup-
pe der Sicherungsverwahrten nicht und 
er indiziert keinesfalls zwangsläufig einen 
psychiatrisch-psychotherapeutischen Be-
handlungsbedarf.
Vielmehr wirft die vorherrschende 
Diagnose der antisozialen bzw. dissozia-
len Persönlichkeitsstörung Fragen hin-
sichtlich der therapeutischen Erreichbar-
keit der Betroffenen auf. Schließlich exis-
tieren keine psychiatrisch-psychothera-
peutischen oder psychopharmakologi-
schen Interventionen [13, 21], die einen 
spezifischen Einfluss auf antisoziale Ver-
haltensweisen zeigen und die vorab er-
wähnten hohen PCL-Scores der SVler ak-
zentuieren in Verbindung mit der hohen 
Erregbarkeit, spontanen Aggressivität und 
Gesamtaggressivität diese Bedenken.
Die Behandlungsprognose wird zu-
sätzlich durch die bei ca. 58% der Siche-
rungsverwahrten bestehende Diagno-
se eines Substanzmissbrauchs erschwert. 
Die Komorbidität von antisozialen Per-
sönlichkeitsstörungen und Substanzmiss-
brauch ist bekannt [6, 22]. Komorbid Er-
krankte stellen eine Patientengruppe dar, 
die sich in der Therapie durch Gewaltan-
wendung und frühzeitige Therapieabbrü-
che auszeichnet [28]. Diesbezüglich exis-
tieren zwar Ansätze zur Reduktion des ko-
morbiden Substanzmissbrauchs [13], wie 
z. B. das Kontingenzmanagement [29], die 
Antisozialität wird dadurch aber nicht we-
sentlich beeinflusst.
Insgesamt adressiert der Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts über die 
therapeutische Ausgestaltung der Si-
cherungsverwahrung ein Problemfeld, 
sprich die Therapie antisozialer Persön-
lichkeiten, für das bislang keine wirk-
samen Interventionen existieren [7, 13, 
21]. Daher klafft zwischen dem im Urteil 
des BVerfG formulierten Anspruch der 
Untergebrachten auf Therapie und der fo-
rensisch-psychiatrischen bzw. psychothe-
rapeutischen Realität (leider noch) eine 
große Lücke. Vor diesem Hintergrund ist 
die Gefahr groß, dass unser Fachgebiet als 
„therapeutischer“ Deckmantel für eine 
fortdauernde Freiheitsentziehung dieser 
Klientel benutzt wird. Es bleibt zu hof-
fen, dass die Skepsis der letztlich mit der 
Therapie betrauten Fachgesellschaft [31–
33] von den Entscheidungsträgern wahr-
genommen wird und dass die politischen 
Instanzen der berechtigten Forderung der 
DGPPN [32] nach Einrichtung einer Ex-
pertenkommission zur Neugestaltung der 
SV unter Einbezug psychiatrisch-psycho-
therapeutischer Expertise nachkommen.
Fazit für die Praxis
Sicherungsverwahrte sind durch antiso-
ziale Persönlichkeitszüge bzw. -störun-
gen, „Psychopathy“-Merkmale, eine hohe 
Anzahl von Vorstrafen und Haftjahren so-
wie mangelnde Schul- und Berufsausbil-
dung gekennzeichnet. Derzeit ist (noch) 
keine effektive, evidenzbasierte psychia-
trisch-psychotherapeutische oder phar-
makologische Behandlung dieser Patien-
tengruppe bekannt. Um den Erforder-
nissen einer vom Bundesverfassungsge-
richt geforderten freiheitsorientierten 
und therapiegerichteten Sicherungsver-
wahrung gerecht zu werden, sind wei-
tere Untersuchungen zu Behandlungs-
möglichkeiten antisozialer Straftäter 
notwendig.
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